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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 

(23. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Hilbert, Leicht, Dr. Hauser und 
Genossen eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Güterkraftverkehrsgesetzes 

— Drucksache IV/553 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schmidt (Braunschweig) 


Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Güterkraftverkehrsgesetzes — Drucksache IV/553 — 
wurde dem Ausschuß für Verkehr, Post- und Fern- 
meldewesen in der 44. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages vom 26. Oktober 1962 überwiesen. Er be- 
zweckt eine Ausweitung der Nahzone, in der Güter- 
nahverkehr betrieben wird, von einem Umkreis von 
50 km auf 75 km. Wegen des engen inneren Zusam- 
menhangs wurde der Antrag im Ausschuß stets ge- 
meinsam mit den Anträgen 

a) der Abgeordneten Eisenmann, Ramms, Dr. Lobe 
und Genossen — Drucksache IV/683 — 

b) der Abgeordneten Müller-Hermann, Holkenbrink, 
Lemmrich und Genossen und Fraktion der 
CDU/CSU — Drucksache IV/838 (neu) — 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Beförderungsteuergesetzes 

c) der Abgeordneten Müller-Hermann, Holkenbrink, 
Lemmrich und Genossen und Fraktion der 
CDU/CSU betr. Anpassung des Transportvolu- 
mens des Güterfernverkehrs an die Verkehrs- 
nachfrage — Drucksache IV/804 — 

d) der Fraktion der FDP 

betr. Kraftfahrzeugsteuer im Huckepackverkehr 
— Drucksache IV/ 1058 — 

beraten. 

Die Nahzone ist nach § 2 des Güterkraftverkehrs- 
gesetzes das Gebiet innerhalb eines Umkreises von 
50 km gerechnet in der Luftlinie vom Mittelpunkt 
des Standortes des Kraftfahrzeuges. Die Antrag- 
steller streben eine Verlängerung des Radius auf 
75 km an. Eine Erweiterung der Nahzone in diesem 


Umfang würde das Gebiet, das im Nahverkehr von 
einem Fahrzeug bedient werden kann, um 125 v. H. 
vergrößern. Auch können dann Beförderungen bis 
zu 150 km Luftlinie im Nahverkehr durchgeführt 
werden, während dies bislang nur bis zu 100 km 
Luftlinie möglich war. 

Die Einteilung des Straßengüterverkehrs in Nah- 
verkehr innerhalb eines Umkreises von 50 km und 
in Fernverkehr erfolgte 1935. Sie ist bei allen ge- 
setzlichen Neuregelungen beibehalten worden, da 
sie sich bewährt hat. Die Unterscheidung gilt sowohl 
für den gewerblichen Straßengüterverkehr wie auch 
für den Werkverkehr. Der Nahverkehr unterliegt 
nicht der Beförderungsteuer, während Transporte 
in die Fernzone beförderungsteuerpflichtig sind. 
Außerdem ist der gewerbliche Güterfernverkehr 
zahlenmäßig begrenzt, während im Güternahverkehr 
eine solche Beschränkung nicht besteht. Eine Be- 
schränkung des Werkfernverkehrs erfolgte im Hin- 
blick auf die Schutz Würdigkeit der Deutschen Bun- 
desbahn durch eine erhöhte Beförderungsteuer. 

Bei einer Erweiterung der Nahzone ist mit einer 
empfindlichen Störung der verkehrswirtschaftlichen 
Ordnung zu rechnen. Die mittlere Versandweite be- 
trug beim Werkfernverkehr im Jahre 1960 168 km. 
Würde die Nahzone im Sinne der Antragsteller er- 
weitert, so würden etwa 2/3 der bisher im Werk- 
fernverkehr beförderten Güter nicht mehr der Beför- 
derungsteuer unterliegen. Der Beförderungsteuer- 
ausfall allein im Werkfernverkehr wird auf 40 Mio 
DM geschätzt, im Güterfernverkehr auf 20 Mio DM. 
Hinzu kommt, daß die Deutsche Bundesbahn auf Ent- 
fernungen bis zu 150 km mehr als 1,1 Mrd. DM 
Frachteinnahmen erzielt. Würde der Radius der 
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Nahzone auf 75 km verlängert, so ist ein erheblicher 
Teil dieser Einnahmen der Deutschen Bundesbahn 
gefährdet. 

Die allgemeine globale Nahzonenerweiterung 
würde die Verkehrsordnung und den Bundeshaus- 
halt in unnötiger Weise belasten. Den wirtschaftlich 
schwachen und verkehrsmäßig ungünstig gelegenen 
Gebieten ist durch eine Verordnung zu § 6 a des 
Güterkraftverkehrsgesetzes geholfen worden. In den 
durch diese Verordnung als wirtschaftlich schwach 
und verkehrsmäßig ungünstig gelegen anerkannten 
Stadt- und Landkreisen haben die Unternehmer des 
gewerblichen Güternahverkehrs und des Werkver- 
kehrs das Recht, angenommene Standorte bestim- 
men zu lassen, die bis zu 30 km von ihrem tatsäch- 
lichen Standort entfernt liegen. Die Unternehmer aus 
dem Zonenrandgebiet und von der Westküste des 
Landes Schleswig-Holstein können sogar einen 


Standort bis zu 40 km vom tatsächlichen Standort 
gerechnet wählen. 

Da der Nahverkehr weder einer kapazitätsmäßi- 
gen Beschränkung noch der Beförderungsteuer 
unterliegt, wäre bei einer Nahzonenerweiterung mit 
einer weiteren Verdichtung des Lastkraftwagenver- 
kehrs zu rechnen. 

Die Antragsteller waren dagegen der Meinung, 
durch die Erweiterung der Nahzone werde die Deut- 
sche Bundesbahn von dem defizitären Nahverkehr 
entlastet. Auch werde eine unerwünschte Vermeh- 
rung der schweren Lastzüge verhindert, da im Werk- 
verkehr überwiegend nur leichte und mittelschwere 
Fahrzeuge eingesetzt würden. 

In seiner Sitzung vom 23. Januar 1964 beschloß 
die Mehrheit des Ausschusses, den Antrag abzu- 
lehnen. 


Bonn, den 18. Februar 1964 


Schmidt (Braunschweig) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/553 — abzu- 
lehnen. 


Bonn, den 23. Januar 1964 

Der Ausschuß für Verkehr, 

Post- und Fernmeldewesen 

Dr. Bleiß Schmidt (Braunschweig) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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